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GRUNDFRAGEN DER EUROPAISCHEN
WIRTSCHAFTSUNION

VON WILHELM ROPKE

I.

Es ist eine der schlimmsten Krankheitserscheinungen unserer
Epoche, daf man sich nicht mehr die Zeit nimmt, ein Problem in
aller Ruhe im stillen Kimmerlein durchzudenken und nach dem
Grundsiitzlichen zu fragen, um das es sich handelt. Mit immer gleicher
Begeisterung wirft man sich heute auf dieses und morgen auf jenes
Schlagwort, in dem Wahn, daf$ man irgend ein Ziel nur zu formulieren
brauche, um weiteren unbequemen Nachdenkens enthoben zu sein.
Sehr oft ist dieses Ziel aufs hiochste zu billigen. Um so schlimmer aber
ist es, wenn man sich Hals iiber Kopf in den Strom der Vereine, Kon-
ferenzen und Resolutionen stiirzt, ohne sich iiber die Natur des Zieles
und die rechten Mittel, die zu ihm fiihren, innerlich klar geworden
zu sein. Man nimmt gar zu leicht den Schein fiir die Wirklichkeit; man
betriigt sich und andere mit Phrasen und Attrappen; man lebt von der
Hand in den Mund, im Denken wie im Handeln; man verlernt es, prin-
zipiell zu denken, und tut sich auf diese freiwillige Verstandesbrem-
sung gar noch etwas zugute; man weifl nicht mehr, was man eigentlich
will oder wollen sollte, oder man will gleichzeitig Dinge, die mitein-
ander unvereinbar sind wie Planwirtschaft und Freiheitsrechte oder
internationale Gemeinschaft und Potenzierung der nationalen Souve-
riinitiit durch staatlich zentralisierte Wirtschaftsverwaltung. Man stellt
groBartige Wirtschaftspline auf, fiir deren Durchfiihrung die wichtig-
sten Voraussetzungen fehlen. Man stiirzt sich auf die neuen amerika-
nischen Milliarden des Marshallplanes, ohne dafy mehr als einige un-
happy few sich zu fragen scheinen, warum denn wohl die fritheren
versickert sind, und ohne daf} sich inmitten der neuen groflen Geschif-
tigkeit im Planen und Organisieren viele noch um die Prinzipien der
wirtschaftlichen Ordnung kiimmern wiirden, um die es geht und von
denen der Erfolg der amerikanischen Hilfe abhiingt. In der Hilflosig-
keit, die man sich natiirlich nicht eingesteht, wihlt man Kommissionen
und Subkommissionen und eilt von einer Konferenz zur anderen, und
dann gibt man vor, mit den nichtssagenden oder gar durch und durch
widerspruchsvollen Resolutionen zufrieden zu sein. Frither oder spiter
aber muf} einer solchen gedankenlosen Begeisterung fiir irgendeine
«idée généreuse» die lihmende Enttiuschung folgen, und das Ende
ist, daf® micht nur Kraft, Zeit und Geld verschwendet worden sind,
sondern sogar das Ziel selber als kompromittiert erscheint.’
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Vielleicht laf3t sich diese gefiihrliche Tendenz unserer Zeit nir-
gendwo so deutlich verfolgen wie am Beispiel des Projektes einer
europiischen Foderation. Kaum ein Gedanke ist heute populédrer, und
gliicklicherweise gilt diese Begeisterung einem guten und hohen Ziele.
Nur wenige bestreiten noch, daf3 die Einigung unseres Kontinents
und die Zusammenfassung seiner Krifte zur Bedingung dafiir ge-
worden sind, dafl Europa sich fernerhin politisch, wirtschaftlich und
geistig wird behaupten konnen. Allzuvielen aber scheint das zu ge-
niigen, und der Rest ist fiir sie Propaganda, Organisation und Para-
graphenkunst. Sie hantieren mit dem Begriff «Féderation», als ob
es sich um die einfachste Sache von der Welt handle. Sie scheinen
unberiihrt von der Einsicht, daf} eine so edle Frucht nicht miihelos
geptliickt werden kann, sondern an viele und schwierige Bedingungen
gekniipft ist, die am Beispiel der Schweiz so besonders gut studiert
werden konnen. Sie geben uns den Eindruck, als wiifSten sie nicht,
daf} diese Frucht nur auf dem Humus einer Gesellschaft gedeihen
kann, die noch eine durchgingige Gliederung in echte kleine Ge-
meinschaften aufweist, und von der Philosophie der Toleranz, des
liberalen Geltenlassens, des Respektes vor dem Anderen, der Liebe
zum Kleinen und Mannigfaltigen, des Abscheus vor der Herrschaft
des Apparats iiber den Menschen und der gegenseitigen Riicksicht-
nahme erfillt ist. Foderalismus muf} wie die Wohltatigkeit zu Hause
beginnen. Es handelt sich um ein Aufbauprinzip der Gesellschaft,
das auf den héheren Stufen nur moglich ist, wenn es auch fiir die
unteren gilt, von den kleinsten Einheiten bis hinauf zum Gesamtstaat.

So kann das Werk des europiischen Féderalismus — wenn anders
es sich hier nicht um ein gedankenlos oder unehrlich gebrauchtes
Schlagwort mit unbestimmtem Inhalt handelt — schwerlich gelingen,
wenn nicht bereits die einzelnen europiischen Nationen vom Geiste
eines echten Fdderalismus erfaft sind und ihm nachleben. Davon ist
aber heute wenig genug zu spiiren, wenn man von einzelnen Ausnah-
men wie der Schweiz, Osterreich oder einem hoffentlich nicht be-
deutungslosen Teile der deutschen 6ffentlichen Meinung absieht. Noch
irger aber ist es, daf} so viele Verfechter des europiischen Féderalis-
mus keinen Widerspruch darin sehen, wenn sie gleichzeitig auf der
Ebene des Nationalstaates Vertreter des Zentralismus sind. Fiir Eu-
ropa sprechen sie von Féderalismus, wihrend sie den foderalistischen
Tendenzen innerhalb ihres eigenen Landes ablehnend, mif3trauisch
oder mit Verachtung gegeniiberstehen. Unser Kontinent bietet uns
das seltsame Schauspiel, daff man tiglich den internationalen Féde-
ralismus feiert, wihrend gleichzeitig fast iiberall der nationale Zen-
tralismus triumphiert.
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Der schlimmste Widerspruch enthiillt sich uns jedoch, wenn wir
uns den wirtschaftlichen Voraussetzungen des europiischen Foderalis-
mus zuwenden. Wir stoflen hier sofort auf die bestiirzende Tatsache,
da} sehr viele seiner Anhinger zugleich ein Wirtschaftssystem fiir
ideal halten, das damit génzlich unvereinbar ist. Die Kongresse des
europiische Foderalismus sind mit Menschen bevélkert, die entweder
irgendeiner Form des Sozialismus anhiingen oder es fiir zeitgemif}
halten, ihn gewiihren zu lassen, und sie wissen nicht, daf® die Haupt-
schwierigkeit, die heute jeder echten Internationalisierung des Wirt-
schaftsverkehrs und damit jeder wirklichen Gemeinschaft der euro-
piischen Vilker im Wege steht, die «sozialistische» Wirtschaftsstruk-
tur der meisten Liinder ist. Wie geht das zu?

Um das zu verstehen, muf} man eben das tun, was allzuviele
angesichts derartiger Probleme unterlassen: man muf’ den Dingen
auf den Grund gehen und nach dem Prinzipiellen fragen. Dann
finden wir, daf} der Sozialismus im Gegensatz zur Marktwirtschaft
in einer Politisierung — einer Verstaatlichung — des Wirtschafts-
lebens besteht. Das heif3t, daf} er das Wirtschaftsleben zu einem Pro-
zef macht, der von der befehlenden und die Befolgung ihrer Befehle
erzwingenden politischen Instanz bewuf}t gesteuert wird. Das bedeutet
nun ferner, daf} es so viele zwangsweise gesteuerte Wirtschaftsein-
heiten gibt, wie unabhiingige politische Instanzen vorhanden sind,
die ihren Willen mit den Machtmitteln der Obrigkeit durchsetzen
konnen. Innerhalb dieses Befehlsbereichs herrscht nur ein einziger
Wille, hinter dem die aufs duferste konzentrierte Macht der Obrigkeit
steht. Um so schiirfer aber mufd der Gegensatz zu den anderen kollek-
tivistischen Einheiten sein. Sozialismus wirkt also machtkonzentrie-
rend nach innen und auflosend nach auflen. Die Konzentration der
wirtschaftlichen Macht innerhalb eines begrenzten Gebietes mufd mit
der Zersetzung der héheren Gemeinschaften erkauft werden. Wird
innerhalb eines nationalen Staatsgebietes diese sozialistische Befehls-
wirtschaft nicht mehr von der Zentralregierung gelenkt, so zerfallt
die Volkswirtschaft in ebensoviele Regionalwirtschaften, wie es be-
fehlende und in letzter Instanz entscheidende Lenkungszentralen gibt.
Der experimentelle Beweis hierfiir ist in Deutschland seit 1945 ge-
liefert worden, und zwar in einer so iiberzeugenden Form, daf} dieser
Fall als klassisch in die Wirtschaftsgeschichte einzugehen verdient.
Umgekehrt gilt aber auch, daf} eine Zentralregierung in einem sozia-
listischen Wirtschaftssystem den Gebietskdrperschaften (Gemeinden,
Kantonen, Lindern, Bundesstaaten) nicht mehr das Minimum an
Eigenleben zugestehen kann, ohne das der Foderalismus zu einer

Liige wird.
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Innerhalb eines Staates sind also Sozialismus und Féderalismus
einander ausschlieffende Dinge: entweder niimlich ist der Sozialismus
regional, dann zerstort er die hohere Gemeinschaft (wie im Falle der
kollektivistischen Zonenwirtschaften in Deutschland), oder aber er
ist national, dann vernichtet er die niederen Gemeinschaften. Ent-
weder lost er den Foderativstaat in seine Glieder auf oder die Glieder
in der Zentralregierung. Deshalb ist der «Féderalismus» eines kollek-
tivistischen Staates wie Rufllands oder Jugoslawiens nicht mehr als
eine propagandistische Fiktion, die wie alle solche Fiktionen auf die
uniiberbietbare Gedankenlosigkeit unserer Zeit berechnet ist. Eine an-
dere wichtige Folgerung ist, dafs man sich heute in einem Lande wie
Deutschland zwischen einem echten Foderalismus — der weder ein
verkleideter Zentralismus noch ein auflésender Separatismus ist —
und dem Sozialismus entscheiden muf3. Man kann nicht beides zugleich
und dem Sozialismus entscheiden muf}. Man kann nicht beides zu-
gleich haben, und wir miissen den eindeutig zentralistisch gesinnten
deutschen Sozialdemokraten das Zeugnis ausstellen, daf} sie die Not-
wendigkeit einer Wahl begriffen-haben und ehrlich genug sind, sich
gegen den Foderalismus zu entscheiden. Freilich darf man bezweifeln,
ob sie die volle Tragweite dieser ehrlichen Entscheidung erkennen.
~Sie bedeutet nimlich nicht weniger als das ungewollte Eingestindnis,
daf} der Sozialismus fiir jede niichsthohere Stufe der politischen Or-
ganisation ein gemeinschaftssprengendes Prinzip ist. Wenn némlich
der Sozialismus auf der nationalen Stufe mit dem Féderalismus nicht
vereinbar ist, warum sollte er es auf der internationalen sein?

In der Tat ist der internationale Féderalismus so wenig wie der
nationale mit einer sozialistischen Wirtschaftsstruktur vereinbar. Falls
es dessen noch bedurft hiitte, ist nun auch fiir diese These ein ex-
perimenteller Beweis geliefert worden: die drei Staaten Belgien, Nie-
derlande und Luxemburg («Benelux») wiinschen jene Verschmelzung
ihrer Volkswirtschaften, die man im 19. Jahrhundert als «Zollunion»
bezeichnet hat, und sie haben sich mit edler Begeisterung ans Werk
gemacht. Die ersten Etappen, bei denen es sich um die Vereinheit-
lichung des Zollregimes handelt, haben sich als iiberraschend leicht
herausgestellt, aber man hat nicht lange zu der Entdeckung gebraucht,
daf} solche eigentlichen Zollunionen heute gerade deshalb verhiltnis-
miBig leicht geworden sind, weil der eigentliche Kampfplatz der Han-
delspolitik von dem Gebiet der altmodisch und vergleichsweise harm-
los gewordenen Zollpolitik auf ein ganz anderes Terrain verlegt worden
ist. Zwischen mehr oder weniger kollektivistischen Staaten sind die
Zollschranken verhiltmisméflig unwichtig geworden. Auch wenn sie’
vollig beseitigt wiirden, bleibt immer noch das ganze System der
kollektivistischen Plan- und Zwangswirtschaft, und es bleibt vor allem
auch die Abschliefung der nationalen Geldsysteme durch die Devisen-
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kontrolle. Erst wenn das alles gleichfalls vereinigt wire, kénnte man
von einer mehr als blof} optischen Wirkung der Zollunion sprechen.
Erst dann wiirde das Ziel erreicht werden, dem in der fritheren Zeit
der vorherrschenden Marktwirtschaft die Zollunion gedient hat: die
wirtschaftliche Verschmelzung zweier Linder zu einer einzigen
« Violkswirtschaft».

Auch die Zollunionen jener liberalen Vergangenheit waren so
schwierig, daf® es selten genug dazu gekommen ist, und auch dann
nur zwischen Volkern, die sich bereits politisch oder geistig verbun-
den fiithlten, bevor sie sich auch wirtschaftlich verbanden. Um diese
Schwierigkeit zu verstehen, muf’ man bedenken, daf’ zwei Linder,
die sich als Glieder einer Zollunion gegenseitig ihre Grenzen 6ffneten,
damit zugleich ihre Wirtschafts- und Geldsysteme gegeniiber der
Auflenwelt verschmolzen. Auch damals also bedeutete eine Zollunion
nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine politische Integra-
tion und eine entsprechende Beeintrichtigung der staatlichen Sou-
verinitit. Aber diese Aufgabe muf} uns im Lichte der heutigen Er-
fahrungen von einer beneidenswerten Leichtigkeit erscheinen. Wurden
zwischen den in Frage stehenden Lindern die Zslle beseitigt, so gab es
kaum noch weitere Hindernisse fiir den freien Strom des Wirtschafts-
verkehrs tiber eine Grenze hinweg, die jetzt unsichtbar wie eine Pro-
vinzgrenze geworden war. Es gab daher auch keine weiteren wesent-
lichen Fragen der Wirtschaftspolitik, in denen die sich verbindenden
Lander das Opfer ihrer Souverénitit zu bringen gehabt hitten. Waren
die nationalen Wirtschaftssysteme nicht wie heute «politisiert», so
brauchte auch ihre Verschmelzung keinen umwilzenden politischen
Akt zu bedeuten. Aus demselben Grunde mufite auch die monetire
Verschmelzung keine Schwierigkeiten bereiten, da die vorherrschende
Goldwihrung als ein «internationales», «marktwirtschaftliches» und
daher wesentlich «unpolitisches» Wihrungssystem der staatlichen
Souverinitit ohnehin nur den geringen Spielraum der innerhalb der
«Goldpunkte» sich bewegenden Kreditpolitik lief}. Unter diesem Sy-
stem hiitte selbst ein Verzicht auf eine Verschmelzung der Wihrungen
die Wirtschaftsunion der betreffenden Linder nicht zu vereiteln
brauchen.

I11.

Nachdem an die Stelle der alten liberalen Wirtschaft die mehr
oder weniger kollektivistische getreten ist, sind die Schwierigkeiten
der Aufgabe, aus einer Zollunion eine wirkliche Wirtschafts- und
Geldunion zu machen, ins Riesenhafte gewachsen. Ist die Volkswirt-
schaft «politisiert», so bedarf es zu ihrer Vereinigung mit einer an-
deren der Verschmelzung der politischen Instanzen, die den Wirt-
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schaftsproze steuern, d.h. einer Verschmelzung der beiden Regie-
rungen zu einem einheitlichen Staat.

Hier aber wird sofort der entscheidende Punkt sichtbar. Es er-
hebt sich nimlich die Frage, was eine solche politische Union be-
deutet und welche Aussichten dafiir bestehen. Man kénnte ja meinen,
daf} diese politische Union, zu der die kollektivistische Struktur der
zu verschmelzenden Volkswirtschaften zwingt, ein ebenso edles wie
erreichbares Ziel sei, und wahrscheinlich ist das die Vorstellung, mit
der die sozialistischen Vertreter des europiischen Foderalismus sich
beruhigen, wenn sie begriffen haben, daf} der heutige nationale So-
zialismus mit seiner Planwirtschaft, seiner Devisenkontrolle und seiner
Lenkung des Auf’enhandels das schwerste Hemmnis eines wirtschaft-
lichen Zusammenschlusses Europas ist. Solche Sozialisten scheinen
keinz Miihe zu haben, sich eine sozialistische Féderation Europas vor-
zustellen. Aber wir miissen ihnen sagen, daf} sie sich einer Illusion
hingeben.

Um das recht zu erkennen, erinnern wir uns an den Fall des
nationalen Féderalismus, den wir untersucht haben. Wir sehen leicht,
daf} eine politische Union, wie sie heute im Zeichen des Kollektivis-
mus zur Erzielung einer internationalen Wirtschaftsgemeinschaft not-
wendig ist, den betreffenden Staaten — also im Falle der «Benelux»:
den drei genannten Lindern — nicht einmal mehr dasjenige Maf} an
Eigenleben lassen konnte, dessen sich die schweizerischen Kantone
gegeniiber Bern erfreuen. Der Superstaat kénnte keine Foderation sein.
Er miifite streng zentralistisch sein und mit nationalem Eigenleben
und nationaler Selbstverwaltung kurzen Prozefs machen. Er wiirde
von den heute souverinen Staaten einen Grad der Unterwerfung unter
die dirigierende, befehlende und Gehorsam erzwingende Zentrale for-
dern, den sich Genf gewif} nicht von Bern gefallen liefle. Danach
mag man ermessen, welche Aussichten die freiwillige Bildung einer
solchen politischen Union haben wiirde, selbst unter den psychologisch
besonders giinstigen Umstiinden der drei Beneluxlinder. Es braucht
nur jeder einzelne von uns sich zu fragen, wieviel Begeisterung er
selber fiir einen solchen maximal zentralistischen und bis ins einzelne
dirigierenden Superstaat aufbringen wiirde. Es ist klar, daf} er nicht
freiwillig, sondern nur durch Zwang und Hegemonie zustande kom-
men konnte. Internationale Wirtschaftsvereinigung im Zeichen des
Sozialismus bedeutet keine freiwillige Genossenschaft Gleichberech-
tigter, sondern Wirtschaftsimperium und «Grofiraum». Sie muf} von
einem Hitler oder Molotow zusammengeschmiedet werden. Da nun
aber gerade der hiochste Sinn der europiischen Vereinigung darin liegt,
uns diese «terribles simplificateurs» vom Leibe zu halten, so miissen
wir den Fall des sozialistischen «Grofiraums» ausschalten. Wir kom-
men damit zu dem Schluf8, daf} der Sozialismus die politische Ver-
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einigung Europas zur Bedingung der wirtschaftlichen macht, sie aber
zugleich verhindert, da er zu einer Form der Vereinigung — der im-
perialen statt der foderativen — zwingt, die dem Lebensgesetz Eu-
ropas widerspricht und die Vereinigungsbestrebungen ihres eigent-
lichen Sinnes beraubt. Solange die sozialistische Wirtschaftsstruktur
vorherrscht, scheitert die politische Union an demselben Umstand,
der sie im Interesse der wirtschaftlichen Vereinigung notwendig
macht: am vorherrschenden Sozialismus. Wenn schon eine wachsende
Zahl von Hollindern ungern den Gedanken ertrigt, daf’ eine Handvoll
ihrer eigenen Landsleute im Haag ihnen Tag fiir Tag im einzelnen
vorschreibt, was sie zu tun und was sie zu unterlassen haben, was sie
kaufen oder verkaufen diirfen und was nicht, wie soll man sich ver-
stellen, daf} sich die Belgier freiwillig einer solchen Behérde unter-
werfen wiirden? Zweifelt irgendein Sozialist daran, daf eine echte
Foderation die einzige Form ist, unter der bestenfalls ein politischer
Zusammenschluf} der europiischen Vélker, ja sogar ein solcher der
Benelux-Linder, auch nur vorstellbar ist? Gerade diese Form aber
wird durch den Sozialismus streng und eindeutig ausgeschlossen.

Es liegt eine geradezu tragische Ironie darin, daf’ der Sozialis-
mus die Schwierigkeiten einer politischen und wirtschaftlichen Ge-
meinschaft der europiischen Vélker, die ohnehin grof3 genug sind,
uniiberwindlich machen muf3. Nun ist aber eine solche Gemeinschaft
ein Ziel von duflerster und iiberragender Dringlichkeit, zumal unser
Kontinent sich ja gerade gegen einen kollektivistischen «Grofiraum»
aufs neue behaupten mufl. Also wird man sich entschlieffen miissen,
den Sozialismus aufzugeben. Will man sich den anderen Griinden
nicht beugen, die gegen ihn sprechen, so wird man sich doch mit un-
ausweichlicher Logik vor die Wahl zwischen Sozialismus und inter-
nationaler Gemeinschaft gestellt sehen, und die Hoffnung ist vielleicht
nicht ganz unbegriindet, daf} sich in Europa schlieflich geniigend So-
zialisten finden werden, die nicht bereit sind, die internationale Ge-
meinschaft dem Sozialismus zu opfern1).

1) Wenn es zutrifft, da® jingst die hollindische Regierung auf Dringen der
belgischen einen Abbau des Kollektivismus versprochen hat, um endlich den Wieg
zu einer wirklichen Wirtschaftsunion der Benelux-Linder freizugeben, so hitten
wir bereits ein erstes Beispiel dafiir, wie sich die im Text entwickelte Logik prak-
tische Beachtung erzwingt. Dieses Beispiel ist um so eindrucksvoller, als die bel-
gische Regierung unter sozialistischer Fiahrung steht.



	Grundfragen der europäischen Wirtschaftsunion

